
Zeit Lohnausgleich – allerdings nur, wenn 
Schulen und Kitas von den Behörden wegen 
der Pandemie geschlossen wurden. 

Eines der wohl weitreichendsten Angebo-
te macht der Softwarekonzern SAP: „Unsere 
Mitarbeiter können sich Corona-bedingt für 
die Kinderbetreuung freistellen lassen bei 
vollem Lohnausgleich“, erklärt der für 
Deutschland zuständige Personalchef Cawa 
Younosi. Das sei  ohne großen bürokratischen 
Aufwand in Absprache mit den Führungs-
kräften möglich. „Eine Mutter mit drei Kin-
dern beispielsweise wurde komplett freige-
stellt, weil ihr Team sie unterstützen wollte.“ 

Doch gerade in Branchen, die  ohnehin 
unter Personalmangel leiden,  etwa der Han-
del oder die Pflege,  ist mit solchen großzügi-
gen Lösungen kaum zu rechnen, auch wenn 
der Handelsverband im Land betont, man 
unterstütze die Arbeitnehmer pragmatisch. 
Verdi-Landesbezirksleiter Martin Gross 
fordert einen „Pandemiezuschlag“ bei den 
Kinderkrankentagen. Irene Gerlach vom 
Forschungszentrum Familienfreundliche 
Personalpolitik warnt vor einer sich ver-
schärfenden Ungleichheit: „Es tut sich eine 
Schere zwischen den Privilegierten auf, die 
im Homeoffice arbeiten können, und denen, 
die das nicht können. Das muss die Politik im 
Blick haben und, wenn nötig, finanziellen 
Ausgleich schaffen“, sagt Gerlach. „Kom-
plette Schließungen von Schulen und Kitas 
wie in der ersten Lockdown-Phase müssen 
ausgeschlossen werden“, sagt die Expertin 
für das Thema Vereinbarkeit. 

Je nachdem wie sich die Situation im 
Herbst gestalte, spricht sich auch Irene Ger-
lach dafür aus, Müttern und Väter mehr 
Urlaubstage oder Kinderkrankentage zu ge-
währen. Zumindest dem letzten Vorschlag 
erteilte das Bundesgesundheitsministerium 
allerdings bereits eine Absage. 

Die Angst vor kranken Kindern
Die Erkältungssaison ist schon in normalen Zeiten eine Herausforderung für berufstätige Eltern. Doch die Corona-Pandemie verstärkt 
die Sorgen, was passiert, wenn das Kind krank wird. Auch Arbeitgeber warnen vor Folgen – wenige Firmen bieten echte Lösungen. 

STUTTGART. Wenn Laura und Roman Klein 
an die nahende Erkältungssaison denken, 
wird ihnen „ganz schlecht“. Die Eltern 
zweier Kindergartenkinder sind beide be-
rufstätig. Kürzlich haben sie erlebt, wie fra-
gil die Betreuungssituation nach wie vor ist: 
„Unsere Tochter hatte eine laufende Nase 
und musste sofort zu Hause bleiben“, erzählt 
Laura Klein, die eigentlich anders heißt. 
„Der Stress zwischen Arbeiten und Kinder-
betreuung ging von vorne los. Wir haben in 
den Monaten des Lockdowns sämtliche 
Überstunden abgebaut und auch schon 
Urlaub verbraucht. Ich weiß nicht, wie das 
im Herbst und Winter werden soll.“

Wie den Kleins geht es vielen Eltern der-
zeit.  Denn von Betreuungssicherheit, gar von 
dem eigentlich geltenden Recht auf Betreu-
ung kann weiterhin keine Rede sei. Auch mit 
leichten Erkältungssymptomen werden 
Kinder heimgeschickt. Zumindest stellten 
das Kultusministerium und Sozialministe-
rium inzwischen klar, dass ein einfacher 
Schnupfen ohne Husten und Fieber kein 
Grund sei, zu Hause zu bleiben. Unklar ist 
aber, was im Falle einer zweiten Pandemie-
Welle mit Schulen und Kitas passiert. 

Sicher: Mütter und Väter haben jährlich 
Anspruch auf zehn Tage Kinderkrankengeld  
pro Kind, insgesamt aber maximal 25 pro 
Jahr. Doch die dürften schnell aufgebraucht 
sein. Die in der Corona-Zeit gegründete 
bundesweite Initiative „Familien in der Kri-
se“ fordert deshalb die Politik auf, „einheit-
liche und verlässliche Regelungen für die 
Betreuung und Beschulung von Kindern in 
der Pandemie“ zu schaffen, und fragt: „Wo 
bleibt der Aufschrei der Arbeitgeber?“ Denn 
eine Studie im Auftrag der Bundesagentur 
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Arbeiten mit krankem Kind zu Hause. Als Kitas und Schulen geschlossen waren, war das ohnehin der Alltag vieler berufstätiger Eltern. Foto: dpa/Christian Beutler

für Arbeit ergab: Allein bis Anfang Mai fie-
len durch die Kita- und Schulschließungen 
56 Millionen Arbeitstage von Eltern aus, die 
Kinder betreuen mussten. 

Vergangene Woche meldete sich zumin-
dest Reinhold von Eben-Worlée, Präsi-
dent des Verbands der Familien-
unternehmer, zu Wort. Gegenüber 
dem „Spiegel“ sprach er von 
einem „Corona-Betreuungsva-
kuum“.  Auch der Arbeitgeber-
verband in Baden-Württemberg 
fordert inzwischen „praktikable 
Lösungen“.

Große Unternehmen wie Bosch, 
Daimler, Trumpf oder die Deutsche 
Telekom setzen für den Herbst  vor allem  
auf Homeoffice, Vertrauensarbeitszeit und 
das Kinderkrankengeld der Krankenkasse. 
Die alleinerziehende Mutter Julia Aka, die 
im  Trumpf-Logistikzentrum arbeitet, 
­erzählt: „Wenn ich mal niemanden für die 

Betreuung meiner Kinder hatte, konnte ich 
kurzfristig einen Gleittag nehmen.“

Auch die zeitweise eingeführte Kurz-
arbeit half Eltern bei der Kinderbetreuung – 
doch die wird inzwischen  vielerorts wieder 

zurückgefahren. Die IG Metall hatte beim 
Tarifabschluss für ihre Mitglieder zusätzli-
che freie Tage für die Kinderbetreuung in  
der Corona-Krise ausgehandelt. Außerdem 
bezahlt der Staat  Eltern für eine gewisse 

Erleichterungen für Eltern 

¡ Kinderbonus   300 Euro Bonus pro Kind 
erhalten Eltern, die auch Kindergeld bekom-
men, um die Corona-Folgen zu meistern. 

¡ Entschädigung   Der Gesetzgeber versucht, 
im Falle einer Kita- oder Schulschließung die 
Lohneinbußen abzumildern. Jeweils zehn 
Wochen erhalten beide Elternteile 67 Pro-
zent ihres Gehalts, Alleinerziehende bekom-
men die Zahlung über 20 Wochen. Maximal 
beläuft sich die Zahlung auf gut 2000 Euro. 

¡ Kinderkrankentage   Die Krankenkassen 
übernehmen die Lohnfortzahlung, wenn ein 
Kind krankgeschrieben wird. Über zehn Tage 

erhält jeweils ein Elternteil 67 Prozent seines 
Gehalts, bei Alleinerziehenden sind es 20 
Tage. Das gilt pro Kind. Es gibt aber tarifliche 
oder betriebliche Regelungen, die darüber 
hinausgehen.

¡ Bezahlte Freistellung   Das Bürgerliche 
Gesetzbuch sieht einen weiteren Anspruch 
auf bezahlte Freistellung   vor, wenn der 
Arbeitnehmer ein krankes Kind betreuen 
muss. Als verhältnismäßig hat das Bundes-
arbeitsgericht einen Zeitraum von bis zu fünf 
Tagen festgelegt.  Dieser Anspruch kann aber  
durch Tarif-  oder Arbeitsvertrag  ausgeschlos-
sen werden.  (ang/wel)

„Unsere Mitarbeiter 
können sich für die 
Kinderbetreuung 
freistellen lassen – bei 

vollem Lohnausgleich.“

Cawa Younosi, SAP-Personalchef
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Die Kommission plant, wegen  der 
Corona-Pandemie Regeln zu lockern.

BRÜSSEL. In der Corona-Krise will die 
EU-Kommission einige Regeln lockern, 
damit Firmen leichter frisches Kapital an 
den Märkten aufnehmen können. Dies 
kündigte Kommissionsvize Valdis Dom-
brovskis an und versicherte: „Die heute 
vorgeschlagenen gezielten Änderungen 
werden es für unsere Unternehmen einfa-
cher machen, die nötige Finanzierung für 
Investitionen in unsere Wirtschaft zu 
­bekommen.“

Zum einen sollen Regeln für Kapital-
marktprospekte befristet vereinfacht 
werden. Diese Dokumente informieren In-
vestoren über Geschäftsdaten von Unter-
nehmen, die Aktien oder Anleihen ausge-
ben. Mit der Neuerung sollen die Prospek-
te von mehreren Hundert auf nur noch 30 
Seiten eingedampft werden können. Ein-
facher zu erstellen, einfacher zu lesen und 
einfacher zu prüfen, lautet das Motto. Das 
soll aber nur für Unternehmen gelten, die 
auch früher schon Aktien oder Anleihen 
ausgegeben haben.

Darüber hinaus sollen einige Vorgaben 
aus der Finanzmarktrichtlinie Mifid II für 
professionelle Investoren gelockert wer-
den. Das soll Investoren Bürokratie und 
Kosten ersparen. Der Schutz für weniger 
erfahrene Anleger wie Privatleute, die in 
ihre Altersvorsorge investieren, werde 
aber nicht angetastet.

Drittes Element ist eine Lockerung der 
Regeln für die Verbriefung. Gemeint ist 
die Bündelung von Krediten zur Schaf-
fung von Finanzprodukten, die an den Ka-
pitalmärkten gehandelt werden. Das soll 
laut  der Kommission Banken helfen, die 
Kreditvergabe auszuweiten, indem sie 
„ihre Bilanzen von notleidenden Risiko-
positionen befreien“. (dpa)

Kurz berichtet

Millionenzahlung von BASF
NEW YORK. Der Chemiekonzern BASF 
hat eingewilligt, zur Einstellung einer 
US-Sammelklage im Zusammenhang 
mit Talkum 72,5 Millionen Dollar (62,5 
Millionen Euro) zu zahlen. Ein Schuld-
eingeständnis ist nicht damit verbunden, 
wie aus Gerichtsunterlagen in Trenton 
hervorging. In der Klage wurde geltend 
gemacht, dass sich im Talkum Asbest 
befunden habe, der Krebs ausgelöst habe. 
BASF weist die Vorwürfe zurück. Die 
Vereinbarung muss noch vom zuständi-
gen Richter abgesegnet werden. (rtr)

Barbie-Absatz legt in Krise zu
BANGALORE. Der US-Spielwarenherstel-
ler Mattel ist wegen der Corona-Pande-
mie im zweiten Quartal  tief in die roten 
Zahlen gerutscht. Unterm Strich habe 
laut dem Konzern ein Minus von 109,2 
Millionen Dollar (94,03 Millionen Euro) 
gestanden nach 108 Millionen Dollar im 
Vorjahreszeitraum. Der Nettoumsatz 
brach um 15 Prozent auf 732,1 Millionen 
Dollar (631,53 Millionen Euro) ein. In der 
Krise hätten die Kunden vor allem bei 
Barbie-Puppen und Uno-Spielkarten 
zugegriffen. Die Erlöse mit Barbie stie-
gen  um sieben Prozent auf 199,3 Millio-
nen Dollar (171,92 Millionen Euro).  (rtr)

Zinsen in Russland sinken
MOSKAU. Russlands Zentralbank hat im 
Kampf gegen die wirtschaftlichen Folgen 
der Coronavirus-Pandemie die Leitzin-
sen auf ein Rekordtief gesenkt. Sie kapp-
te ihren Schlüsselsatz zur Versorgung der 
Geschäftsbanken mit Geld um einen 
Viertelpunkt auf 4,25 Prozent. Die No-
tenbank signalisierte zugleich, dass sie  
noch niedrigere Zinsen ansetzen kann: 
„Alles in allem dürfte es noch Spielraum 
für Lockerungen geben“, so die  Zentral-
bank-Chefin Elwira Nabiullina. (rtr)

FRANKFURT.  Im Skandal um den Finanz-
dienstleister Wirecard verklagt die Anwalts-
kanzlei Tilp die staatliche Finanzaufsicht 
Bafin auf Schadenersatz. Die Anleger-
schutz-Kanzlei hat nach eigenen Angaben  
Amtshaftungsklage beim Landgericht 
Frankfurt eingereicht. „Die Bafin hat sich 
unseres Erachtens jahrelang unter grober 
Missachtung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
und Befugnisse eigener Ermittlungen 
gegenüber der Wirecard AG wegen Markt-
manipulation verweigert“, argumentierte 
Rechtsanwalt Andreas Tilp. Die Aufsicht 
­habe einseitig gegen Journalisten und Leer-
verkäufer agiert, obwohl sie die öffentliche 
Berichterstattung über massive Unregelmä-
ßigkeiten der Wirecard AG gekannt habe.

Die Finanzaufsicht betonte in einer Stel-
lungnahme, sie sei sämtlichen Hinweisen, 
die sie erhalten habe, pflichtgemäß nachge-
gangen. „Die Bafin teilt die von der Kanzlei 
Tilp geäußerte Rechtsansicht ausdrücklich 
nicht, sie habe leichtfertig ihre Pflichten zur 
Aufklärung und Anzeige von Marktmanipu-
lationen und Information verletzt.“ Das 
Landgericht Frankfurt war zunächst nicht 
zu erreichen.

Der insolvente Dax-Konzern Wirecard 
hatte im Juni dieses Jahres Luftbuchungen 
von 1,9 Milliarden Euro eingeräumt.  Die 
Staatsanwaltschaft München vermutet, dass 
der Wirecard-Vorstand seit 2015 Schein­-
gewinne erfand. Der Schaden für die kredit-
gebenden Banken und Investoren könnte 
sich auf 3,2 Milliarden Euro belaufen.

Anlegern oder Kunden von beaufsichtigten 
Unternehmen, sind gegenüber der Bafin 
­gesetzlich ausgeschlossen.“ Die Aufsicht 
nehme ihre Aufgaben und Befugnisse aus-
schließlich im öffentlichen Interesse wahr. 
Zugleich betonte die Bafin, ein Musterver-
fahren nach dem Kapitalanleger-Muster-
verfahrensgesetz (KapMug) sei gegen die 
Behörde aufgrund des Anwendungsberei-
ches des Gesetzes nicht möglich. Die Kanzlei 
hat nach eigenen Angaben die Einleitung 
eines derartigen Verfahrens vor dem Ober-
landesgericht Frankfurt beantragt.

 Der stellvertretende Linksfraktionschef, 
Fabio De Masi, hat indes das Konzept von 
­Finanzminister Olaf Scholz (SPD) zu Konse-
quenzen aus dem Wirecard-Skandal vor-
sichtig begrüßt –   fordert aber weitere Schrit-
te. So  sei es gut, dass das Mandat der  Bafin 
alle finanznahen Geschäfte umfassen solle, 
erklärte De Masi in Berlin. „Auch eine besse-
re Analyse von Informationen durch Hin-
weisgeber und eine häufigere Rotation der 
Wirtschaftsprüfer sind sinnvoll.“ Deutsch-
lands „chronische Probleme bei der Finanz-
aufsicht“ erforderten aber weitere Maßnah-
men, so De Masi. So müsse etwa die soge-
nannte Financial Intelligence Unit (FIU) 
beim Zoll stärker mit den Landeskriminal-
ämtern zusammenarbeiten. 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) 
will als Reaktion auf den mutmaßlichen Mil-
liardenbetrug des Zahlungsdienstleisters 
Wirecard die Kontrolle über die Finanz-
branche verschärfen.  (dpa)

Aufseher sollen  Schaden ersetzen
Die Anwaltskanzlei Tilp will die Finanzaufsicht nach dem Wirecard-Skandal in die Haftung nehmen.

„Hätte sie (Bafin) ordnungsgemäß ermit-
telt, wäre der Bilanzbetrug am Freitag, dem 
15. Februar 2019, längst öffentlich bekannt 
gewesen“, so Tilp. „Stattdessen hat die Bafin 
an diesem Tag erstmals die Deutsche Prüf-
stelle für Rechnungslegung, DPR, zur Prü-
fung etwaiger Verstöße der Wirecard AG 
gegen Bilanzrecht im Halbjahresfinanz­-
bericht 2018 veranlasst.“ Aus seiner Sicht 
haftet die Bafin zumindest für Geschäfte mit 
Wirecard-Papieren, die ab dem 18. Februar 
2019 erfolgten, auf Schadenersatz.

Die Finanzaufsicht erklärte hingegen: 
„Amtshaftungsansprüche von Dritten, wie 

Muss sich als  Bafin-Chef vielen  Vorwürfen stellen: 
Felix Hufeld   Foto: dpa/Frank Rumpenhorst

Tesla plant eigene 
Zellenproduktion
GRÜNHEIDE. Der US-Elektroautohersteller 
Tesla will für seine geplante Fabrik in 
Deutschland die benötigten Batterien selbst 
am Ort herstellen. „Es wird eine lokale Zel-
lenproduktion geben, die den Bedürfnissen 
der Berliner Fabrik gerecht wird“, sagte Tes-
la-Chef Elon Musk nach Angaben des 
Unternehmens  bei einer Online-Konferenz 
zu den Zahlen des zweiten Quartals. Tesla 
will vom Sommer 2021 an Elektroautos in 
Grünheide produzieren, das Ziel sind rund 
500 000 Stück pro Jahr. Das Bundeswirt-
schaftsministerium fördert Großprojekte 
zur Batteriezellen-Innovation. Europa hinkt 
bei der Fertigung von Batteriezellen für 
­E-Autos vor allem Asien hinterher.  (dpa)

Rost setzt älteren 
737-Jets von Boeing zu
WASHINGTON.  Die US-Luftfahrtaufsicht 
FAA hat  wegen Korrosionsgefahr bei Trieb-
werksventilen eine Notlufttüchtigkeits­an­-
weisung für rund 2000 Maschinen der Bau-
reihe 737 des Flugzeugherstellers Boeing he-
rausgegeben. Die Direktive betrifft Jets, die 
sieben Tage oder länger nicht im Flugbetrieb 
sind. Es geht dabei laut FAA nicht um die 737 
Max, sondern  um ältere Modelle vom Typ 737 
NG und 737 Classic. Das Problem sei von 
Inspektoren der Behörde festgestellt worden 
und könne  laut FAA schlimmstenfalls zu 
Triebwerksversagen führen.  (dpa)

Frauen bestreiten 
Lebensunterhalt 
immer öfter selbst
STUTTGART. Von den rund 5,5 Millionen 
Frauen in Baden-Württemberg bestreiten 
rund 43 Prozent ihren Lebensunterhalt 
aus eigener Berufstätigkeit. Das ergab 
eine Analyse des Statistischen Landesam-
tes auf Basis des Mikrozensus 2019. Vor 20 
Jahren hatten nur rund 33 Prozent der 
Frauen für sich selbst gesorgt.

Entsprechend dieser Entwicklung sank 
auch der Anteil jener Frauen, die haupt-
sächlich von den Einkünften Angehöriger 
abhängig sind. Im Südwesten bezogen 
2019 laut Statistik rund 31 Prozent der 
Frauen ihren überwiegenden Lebens-
unterhalt aus Einkünften von Angehöri-
gen –  vor gut 20 Jahren waren es noch gut 
41 Prozent. Vor allem die jüngeren Frauen 
sorgen für sich selbst: Zwischen 18 und 64 
Jahren beträgt die Quote 68,4 Prozent. Vor 
20 Jahren war nur gut die Hälfte aller 
Frauen in dieser Altersgruppe finanziell 
unabhängig. (dpa)

Geldbeschaffung 
für Firmen soll 
einfacher werden
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